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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 2 U 2/15 R 
 
L 2 U 48/12 (LSG für das Saarland) 
S 4 U 22/12 (SG für das Saarland) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe, 
Dynamostraße 7 - 11, 68165 Mannheim, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….. . 
  
  
  
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Juni 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   H e i n z  

und   Dr.  B i e r e s b o r n  

beschlossen: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts für 

das Saarland vom 18. November 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Zwischen den Beteiligten ist die Feststellung eines Arbeitsunfalls streitig. 

 

Die Klägerin ist am 17.12.2010 gestürzt. Nach ihren Angaben habe sie an diesem Tag mit ihrem 

Auto zur Arbeit fahren wollen. Um einen vergessenen Gegenstand aus ihrem Haus zu holen, sei 

sie nur teilweise aus der Garage gefahren und wieder in ihr Haus gegangen. Auf dem Rückweg 

vom Haus zum abgestellten Fahrzeug sei sie auf der Treppe gefallen. Die Beklagte lehnte die 

Anerkennung dieses Ereignisses als Arbeitsunfall ab (Bescheid vom 29.9.2011; Widerspruchs-

bescheid vom 26.1.2012). 

 

Die hiergegen erhobene Klage hat das SG für das Saarland abgewiesen (Urteil vom 10.9.2012). 

Die Berufung hat das LSG für das Saarland zurückgewiesen. Den von der Klägerin geschilder-

ten Unfallhergang unterstellt, sei zum Zeitpunkt des Unfallereignisses der versicherte Weg zum 

Ort der Tätigkeit aus eigenwirtschaftlichen Gründen unterbrochen gewesen (Urteil vom 

18.11.2014). 

  

Mit der vom LSG zugelassenen Revision macht die Klägerin geltend, Unfallversicherungsschutz 

habe auch auf dem zweiten Weg zum Auto bestanden. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Urteile des Landessozialgerichts für das Saarland vom 18. November 2014 und des 

Sozialgerichts für das Saarland vom 10. September 2012 sowie den Bescheid der Be-

klagten vom 29. September 2011 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

26. Januar 2012 aufzuheben und festzustellen, dass das Ereignis vom 17. Dezember 

2010 ein Arbeitsunfall ist. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Die Revision sei unzureichend begründet worden. Im Übrigen sei das angegriffene Urteil des 

LSG nicht zu beanstanden. 
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II 

 

Die Revision der Klägerin ist offensichtlich unzulässig. Ihre Revisionsbegründung entspricht 

nicht den gesetzlichen Anforderungen. Das Rechtsmittel war daher ohne Zuziehung der ehren-

amtlichen Richter zu verwerfen (§ 169 Satz 2 und 3 SGG). 

 

Nach § 164 Abs 2 Satz 3 SGG muss die Revisionsbegründung einen bestimmten Antrag enthal-

ten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen be-

zeichnen, die den Mangel ergeben. Mit dieser Vorschrift soll zur Entlastung des Revisionsge-

richts erreicht werden, dass der Revisionskläger die Erfolgsaussicht der Revision eingehend ge-

prüft und von aussichtslosen Revisionen rechtzeitig Abstand nimmt. Das setzt eine Auseinan-

dersetzung mit den Gründen der angefochtenen Entscheidung nach den Kriterien voraus, an de-

nen sich auch die revisionsgerichtliche Überprüfung zu orientieren hat. Der Revisionsführer darf 

sich nicht darauf beschränken, die angeblich verletzte Rechtsnorm zu benennen, auf ein ihm 

günstiges Urteil Bezug zu nehmen oder auf die Unvereinbarkeit der von der Vorinstanz vertrete-

nen Rechtsauffassung mit der eigenen hinzuweisen. Erforderlich sind Rechtsausführungen, die 

aus seiner Sicht geeignet sind, zumindest einen der das angefochtene Urteil tragenden Gründe 

in Frage zu stellen (vgl BSG vom 18.6.2002 - B 2 U 34/01 R - SozR 3-1500 § 164 Nr 12 S 22 

= NZS 2003, 111 mwN). Notwendig ist also, dass der Revisionsführer die Gründe dafür darlegt, 

dass das LSG sein Urteil auf eine Verletzung von Bundesrecht gestützt habe, und es ist mit 

rechtlichen Erwägungen aufzuzeigen, dass und weshalb die Rechtsansicht des Tatsachenge-

richts nicht geteilt wird (BSG vom 2.12.2008 - B 2 U 26/06 R - BSGE 102, 111 = SozR 4-2700 

§ 8 Nr 29, RdNr 10). 

 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Revisionsbegründung nicht gerecht. Die Klägerin hat 

weder die angeblich verletzte Rechtsnorm bezeichnet noch sich mit den Entscheidungsgründen 

des angefochtenen Urteils auseinandergesetzt. Die Revisionsbegründung erschöpft sich darin, 

auf den Tatbestand des Berufungsurteils zu verweisen sowie das vom LSG gefundene Ergebnis 

und dessen Begründung für die Zulassung der Revision wiederzugeben. Im Übrigen wird mit der 

Revisionsbegründung lediglich behauptet, dass die versicherte Tätigkeit des Zurücklegens des 

Weges zum Ort der Tätigkeit bereits wieder mit dem zweiten Verlassen des Hauses aufgenom-

men worden sei. Die Klägerin geht an keiner Stelle der Revisionsbegründung auf die rechtliche 

Argumentation des LSG ein und deutet auch nicht ansatzweise an, worin sie eine die Entschei-

dung des LSG tragende Verletzung von Bundesrecht sieht. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 183, 193 SGG. 
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